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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Gesetzes über den Erlaß von Rechtsverord- 
nungen auf dem Gebiet der Neuordnung des Geldwesens — Nr. 3128 
der Drucksachen — in der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 13. November 1952 


Der Ausschuß für Geld und Kredit 

Scharnberg Neuburger 

Vorsitzender Berichterstatter 


brück: Bonner Ünlversitäts-Buchdruckerei Gebr, Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über den Erlaß von Rechtsverordnungen auf dem Gebiet der Neuordnung 

des Geldwesens 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Geld und Kredit 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über den Erlaß von 
Rechtsverordnungen auf dem Gebiet der 
Neuordnung des Geldwesens 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über den 
Reichsmarkabschluß, die Umstellungsrechnung 
und die D-Markeröffnungsbilanz der Geld- 
institute, Versicherungsunternehmen und Bau- 
sparkassen, über die Auswirkung von Berich- 
tigungen der Umstellungsrechnung auf in 
Deutscher Mark aufgestellte Jahresabschlüsse 
dieser Unternehmen sowie über die 
Ausgleichsforderungen dieser 
Unternehmen zu erlassen. Die Er- 
mächtig ung erstreckt sich nicht 
auf den Erlaß von Vorschriften, 
die zu einer Erhöhung oder 
Verminderung der Ausgleichs- 
forderunven führen, es sei denn, 
daß es sich um Vorschriften ' über die 
Bewertung von Aktiven und Passiven in der 
Umstellungsrechnung handelt; sie er- 
streckt sich ferner nicht auf 
den Erlaß von Vorschriften 
über den Schuldner, den Zins- 
satz und eine Tilgung der Aus- 
gleichsforderungen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über den Erlaß von 
Rechtsverordnungen auf dem Gebiet der 
Neuordnung des Geldwesens und über die 
Neufestsetzung des Nennkapitals von Geld- 
instituten in der Rechtsform von Kapital- 
gesellschaften 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Abschnitt I 

Erlaß von Rechtsverordnungen auf dem 

Gebiet der Neuordnung des Geldwesens 

§ 1 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung der Zweiten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
(Bankenverordnung), der Dreiundzwanzig- 
sten Durchführungsverordnung zum Umstel- 
kingsgesetz, der §§ 3 bis 7 der Dreiunddrei- 
ßigsten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz, des § 7 der Fünfunddreißig- 
sten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz, der Sechsundvierzigsten und 
der Achtundvierzigsten Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz Vorschrif- 
ten über den Reichsmarkabschluß und die 
Umstellungsrechnung der Geldinstitute, Ver- 
sicherungsunternehmen und Bausparkassen 
durch Rechtsverordnung zu erlassen. Soweit 
nach den in Satz 1 aufgeführten Vorschriften 
für die Bewertung von Aktiven und Passiven 
in der Umstellungsrechnung die Vorschriften 
anzuwenden sind, die für die Bewertung des 
Vermögens zur Vermögensteuer bei der 
Hauptveranlagung 1949 gelten, kann abwei- 
chend von diesen Vorschriften bestimmt wer- 


2 



Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, die 
von den Aufsichtsbehörden auf Grund des § 8 
Absatz 4 des Dritten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz (Versicherungs- 
verordnung) sowie des § 9 Absatz 1 Satz 2 
der Dreiunddreißigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz (Bausparkassen- 
verordnung) erlassenen Vorschriften durch 
Rechts Verordnung zu ändern, zu ergänzen und 
aufzuheben. 

§ 3 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, die 
von der Bank deutscher Länder auf Grund des 
§ 13 der Fünfunddreißigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz (Verord- 
nung über Geldinstitute mit Sitz oder Nieder- 
lassungen außerhalb des Währungsgebietes) 
erlassenen Richtlinien sowie die von den Auf- 
sichtsbehörden auf Grund des § 7 der Drei- 
unddreißigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz (Bausparkassenverordnung) 
erlassenen Vorschriften durch Rechtsverord- 
nung zu ändern, zu ergänzen und aufzuheben. 

§ 4 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, die 
Abwicklung der Deutschen Kriegsversiche- 
rungsgemeinschaft und der Geschäfte, die Ver- 


den, daß Umstände, die bei der Hauptver- 
anlagung 1949 nicht zu berücksichtigen sind, 
auf den 21. Juni 1948 zurückzubeziehen sind. 

(2) Die Bundesregierung wird ferner 
ermächtigt, zur Durchführung der Zwei- 
undvierzigsten bis Vierundvierzigsten Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
Vorschriften über die D-Markeröffnungs- 
bilanz der Geldinstitute, Versicherungs- 
unternehmen und Bausparkassen sowie 
über die Auswirkung von Berichtigungen der 
Umstellungsrechnung auf in Deutscher Mark 
aufgestellte Jahresabschlüsse dieser Unterneh- 
men zu erlassen. 

(3) Die Bundesregierung darf auf Grund 
der in den Absätzen 1 und 2 enthaltenen 
Ermächtigungen die in diesen Absätzen auf- 
geführten Vorschriften insoweit ändern, als 
diese Vorschriften das von den Geldinstitu- 
ten, Versicherungsunternehmen und Bau- 
sparkassen zu beachtende Verfahren, insbe- 
sondere die Dauer von Fristen, betreffen. 

§2 

entfällt 


§ 3 


unverändert 


§ 4 


unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


sicherungsunternehmen im Namen oder für 
Rechnung des Reiches oder unter einer vom 
Reich gegebenen Garantie oder einer sonstigen 
Haftungsbeteiligung des Reiches abgeschlossen 
haben, durch Rechtsverordnung zu regeln. 


§ 4a 

Auf Grund dieses Gesetzes ergehende 
Rechtsverordnungen, die von den Ländern 
ausgeführt werden, bedürfen der Zustim- 
mung des Bundesrats. 


§ 5 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, den 
Wortlaut von Durchführungsverordnungen 
zum Währungsgesetz und zum Umstellungs- 
gesetz in der geltenden Fassung mit neuem 
Datum, unter neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

5 ^ 

(1) Folgende Vorschriften werden aufge- 
hoben: 

a) § 24 des Ersten Gesetzes zur Neuordnung 
des Geldwesens (Währungsgesetz) 
(Amerikanisches und britisches Kontroll- 
gebiet Gesetz Nr. 61; französisches Kon- 
tröllgebiet Verordnung Nr. 158); 

b) § 8 des Zweiten Gesetzes zur Neuordnung 
des Geldwesens (Emissionsgesetz) 
(Amerikanisches und britisches Kontroll- 
gebiet Gesetz Nr. 62; französisches Kon- 
trollgebiet Verordnung Nr. 159); 

c) § 34 Absatz 4 des Dritten Gesetzes zur 
Neuordnung des Geldwesens (Umstellungs- 
gesetz) 

(Amerikanisches und britisches Kontroll- 
gebiet Gesetz Nr. 63; französisches Kon- 
trollgebiet Verordnung Nr. 160); 

d) § 2 des Vierten Gesetzes zur Neuordnung 
des Geldwesens (Festkontogesetz) 
(Amerikanisches und britisches Kontroll- 
gebiet Gesetz Nr. 65; französisches Kon- 
trollgebiet Verordnung Nr. 175); 

e) Artikel 6 des Gesetzes Nr. 67 der Militär- 
gouverneure und Oberbefehlshaber der 
britischen, der französischen und der ame- 
rikanischen Zone (Ausstattung der Ge- 


§5 


unverändert 


§6 


unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 12. Ausschusses 

bietskörperschaft Groß-Berlin mit Geld) 

(Französisches Kontrollgebiet Verordnung 
Nr. 223); 

f) § 3 Absatz 8 und § 10 Absatz 5 Satz 2 
der Zweiten Durchführ ungs^ Verordnung 
zum Umstellungsgesetz (Bankenverord- 
nung); 

g) § 3 Absatz 5 Satz 2 und § 8 Absatz 4 der 

Dritten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz (Versicherungs Verord- 

nung); 

h) § 4 Absatz 1 Satz 2 und § 15 der Drei- 
undzwanzigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz (Umstellungsrech- 
nung der Versicherungsunternehmen); 

i) § 7 und § 9 Absatz 1 der Dreiunddreißig- 
sten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz (Bausparkassenverordnung) ; 

j) § 13 der Fünfunddreißigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
(Verordnung über Geldinstitute mit Sitz 
oder Niederlassungen außerhalb des Wäh- 
rungsgebietes); 

k) § 16 Satz 3 der Zweiund vierzigsten, § 16 
Satz 3 der Dreiundvierzigsten und § 19 
Satz 3 der Vierundvierzigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
(Verordnungen über die D-Markeröff- 
nungsbilanz der Geldinstitute und über 
Eigenkapital und D-Markeröffnungsbilanz 
der Versicherungsunternehmen und Bau- 
sparkassen); 

l) § 24 der Dreiundvierzigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
(Verordnung über Eigenkapital und D- 
Markeröffnungsbilanz der Versicherungs- 
unternehmen) und § 4 der Siebenundvier- 
zigsten Durchführungverordnung zum 
Umstellungsgesetz (Versicherungs-Ergän- 
zungsverordnung) . 


(2) Die den Aufsichtsbehörden durch § 6 
Absatz 1 A a II Nr. 3, § 6 Absatz 1 A a III 
und § 6 Absatz 1 B d der Dreiundzwanzigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz (Umstellungsrechnung der Versiche- 
rungsunternehmen) erteilte Ermächtigung zum 
Erlaß von Rechtsvorschriften erlischt. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 12, Ausschusses 


Abschnitt II 

Neufestsetzung des Nennkapitals von Geld- 
instituten in der Rechtsform von Kapital- 
gesellschaften 

§ 6a 

§ 6 der Zweiundvierzigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
(Verordnung über die D-Markeröffnungs- 
bilanz der Geldinstitute) erhält folgende 
Fassung: 

4 6 

Werden in der Eröffnungsbilanz Rück- 
lagen nicht gebildet, so kann an Stelle 
einer endgültigen Neufestsetzung nach 
§ 5 das Nennkapital bis zur doppelten 
Höhe des vorläufigen Eigenkapitals, 
höchstens jedoch auf einen Betrag von 
einer Deutschen Mark für je eine Reichs- 
mark des in der Reichsmarkschlußbilanz 
ausgewiesenen Nennkapitals vorläufig 
festgesetzt werden. Der Unterschieds- 
betrag zwischen dem nach Satz 1 fest- 
gesetzten Nennkapital und dem vor- 
läufigen Eigenkapital ist auf der Aktiv- 
seite der Eröffnungsbilanz als Kapital- 
entwertungskonto auszuweisen. § 36 
Absatz 2 Satz 3 und 4 und Absatz 4, 
§ 46 und § 80 Absatz 3 des D-Mark- 
bilanzgesetzes vom 21. August 1949 
(WiGBl. S. 279) und die entsprechenden 
Bestimmungen in den Ländern des fran- 
zösischen Besatzungsgebietes sind mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß das Kapital- 
entwertungskonto spätestens auf den 
Schluß des vierten Geschäftsjahres aus- 
zugleichen ist und daß in § 80 Absatz 3 
an die Stelle des 31. Dezember 1953 der 
31. Dezember 1954 tritt." 

§ 6b 

(1) Hatte ein Geldinstitut in der Rechts- 
form einer Kapitalgesellschaft beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes seine Eröffnungsbilanz 
bereits festgestellt und die Neufestsetzung 
des Nennkapitals beschlossen, so kann der 
Beschluß über die Neufestsetzung des Nenn- 
kapitals aufgehoben und das Nennkapital bis 
zur doppelten Höhe des in die Umstellungs- 
rechnung eingestellten vorläufigen Eigenkapi- 
tals, höchstens jedoch auf einen Betrag von 
einer Deutschen Mark für je eine Reichsmark 
des in der Reichsmarkschlußbilanz ausgewie- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


senen Nennkapitals, vorläufig neu festgesetzt 
werden. In Höhe des Betrages, zu dem das 
festgesetzte Nennkapital das vorläufige 
Eigenkapital übersteigt, ist auf der Aktivseite 
der Eröffnungsbilanz ein Kapitalentwertungs- 
konto einzustellen; die Beibehaltung von 
Rücklagen neben dem Kapitalentwertungs- 
konto ist unzulässig, sofern sie nicht aus einer 
nach dem 20. Juni 1948 durchgeführten Ka- 
pitalerhöhung stammen. Die Änderungen der 
Eröffnungsbilanz, die durch die Neufestset- 
zung nötig werden, hat der Vorstand (per- 
sönlich haftende Gesellschafter, Geschäftsfüh- 
rer) vorzunehmen. § 6 Satz 3 und § 7 der 
Zweiundvierzigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz sind anzu- 
wenden. 

(2) Die Änderungen der Eröffnungsbilanz 
und die Vorschläge für die Neufestsetzung 
sind zu prüfen. Die Prüfer haben sich auch 
zu der Frage zu äußern, ob die tatsächlichen 
Angaben, auf die der Vorstand (persönlich 
haftende Gesellschafter, Geschäftsführer) seine 
Annahme gründet, daß das Kapitalentwer- 
tungskonto fristgemäß ausgeglichen werden 
kann, richtig und vollständig sind. Im übri- 
gen sind auf die Neufestsetzung des Nenn- 
kapitals §§ 40 bis 42, 48 bis 53, 55, 57 bis 59 
und 73 Abs. 1 bis 3 des D-Markbilanzgesetzes 
sinngemäß anzuwenden; ferner ist § 39 des 
D-Markbilanzgesetzes sinngemäß anzuwen- 
den. 

(3) Hat eine Aktiengesellschaft oder eine 
Kommanditgesellschaft auf Aktien vor der 
Eintragung des Beschlusses über die vorläu- 
fige Neufestsetzung des Grundkapitals nach 
Absatz 1 in das Handelsregister eine Auf- 
forderung zum Umtausch oder zur Abstem- 
pelung der auf Reichsmark lautenden Aktien 
im Bundesanzeiger bekannt^emacht, so sind 
Aktien, die nach der Eintragung des Be- 
schlusses eingereicht werden, auf Grund der 
wirksam bleibenden Aufforderung in auf 
Deutsche Mark lautende Aktien umzutau- 
schen oder abzustempeln, deren Nennbeträge 
der vorläufigen Neufestsetzung entsprechen. 
Aktien, die trotz der Aufforderung nicht ein- 
gereicht worden sind, können für kraftlos er- 
klärt werden; gleiches gilt für eingereichte 
Aktien, welche die zum Ersatz durch neue 
Aktien nötige Zahl nicht erreichen und der 
Gesellschaft nicht zur Verwertung für Rech- 
nung der Beteiligten zur Verfügung gestellt 
sind. Hat eine Aktiengesellschaft oder eine 
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Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Kommanditgesellschaft auf Aktien vor der 
Eintragung des Beschlusses über die vorläu- 
fige Neufestsetzung des Grundkapitals in das 
Handelsregister auf Deutsche Mark lautende 
Einzelurkunden bei der Wertpapiersammel- 
bank eingeliefert, so hat die Gesellschaft un- 
verzüglich nach der Eintragung den Sammel- 
bestand durch Umtausch der eingelieferten 
Einzelurkunden oder durch Einlieferung von 
Zusatzaktien den durch die vorläufige Neu- 
festsetzung eingetretenen Veränderungen an- 
zupassen. Sind vor der Eintragung des Be- 
schlusses über die vorläufige Neufestsetzung 
auf Reichsmark lautende Aktien in auf 
Deutsche Mark lautende Aktien umgetauscht 
oder abgestempelt worden oder sind vor d;r 
Anpassung des Sammelbestandes Aktien aus 
dem Sammelbestand ausgeliefert worden, so 
hat die Gesellschaft zum Umtausch oder zur 
Abstempelung dieser Aktien nach § 67 Abs. 1 
und 2 des Aktiengesetzes aufzufordern. Mit 
den an Stelle der für kraftlos erklärten Ak- 
tien auszugebenden neuen Aktien ist nach 
§ 67 Abs. 3 des Aktiengesetzes, soweit 
Spitzenbeträge verbleiben, nach § 179 Abs. 3 
des Aktiengesetzes zu verfahren. 

(4) Ein auf Grund des Absatzes 1 gefaßter 
Beschluß ist nur wirksam, wenn die Neufest- 
setzung des Nennkapitals vor Ablauf des 
30. September 1953 zur Eintragung in das 
Handelsregister angemeldet worden ist. 

Abschnitt III 
Schluß Vorschriften 

'S 6c 

(1) Abschnitt I dieses Gesetzes gilt nach 
Maßgabe der §§13 und 14 des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin im Finanz- 
system des Bundes (Drittes Überleitungs- 
gesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbi. I 
S. 1) auch im Lande Berlin. Soweit in den 
§§ 1, 2 und 5 auf Vorschriften über die Neu- 
ordnung des Geldwesens Bezug genommen 
ist, treten in Berlin an deren Stelle die dort 
geltenden entsprechenden Vorschriften. 

(2) In den auf Grund des Gesetzes zu er- 
lassenden Rechtsverordnungen ist zu bestim- 
men, mit welcher Maßgabe diese in Berlin 
anzuwenden sind. 

§7 

unverändert 
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